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Koalitionsfreiheit und »realer« 
Sozialismus 
Zur Kodifizierung des sozialen Konflikts In Polen 
I 98d:-

Der Arbeiter ist nicht so dumm, wie man \lieUeichl meinl. 
Ein Drucker der Zeirung Zycie Warszawy am 17. 8. 19&0 

Löst endlich den Club der Eigentiimer Polens auf. 
Ein Sejm-Abgeordneter in der Sitzung des polnischen Parlaments \10m 4· 9. 1980 

f. Aufläsung der Fiktum sozwler fntercssenharmonie 

Die Massenstreiks in Polen im August 1980, deren wichtigstes Ziel die Erkämpfung 
der Koaütionsfreiheit war, markieren eine qualitativ neue Form der Instirutionali­
sierung gesellschaftlicher Konfliktbeziehungen in Osteuropa., die den Rahmen der 
bisherigen Praxis und Ideologie sprengt. Für die Gestalt der Produktionsverhähnisse 
waren die überkommenen Herrschafrsformen des Stalinismus, trOtZ der überwin­
dung des politischen Massenterrors, im Kern bis heute gültig geblieben. Ihnen lag die 
Doktrin zugrunde, eine GeseUschaft mit staatlichem Eigentum an den Produktions­
mineJn sei nicht mehr durch antagonistische Gegensätze sozialer Schichten bestimmt. 
So erklärte Stalin auf dem 18. Parteitag der KPdSU im Jahre '939: ",Während die 
kapitalistische Gesellschaft von unversöhnJichen Gegensätzen zwischen Arbeitern 
und Kapitalisten . .. zerrissen wird. , ., kennt die vom Joche der Ausbeutung befreite 
Sowjetgesellschaft solche Gegensätze nicht ... , sie bietet das Bild freundschaftlicher 
Zusammenarbeit der Arbeiter . .. und der Intelligenz.«' In welchem Maße die 
Ideologie der Interessenübereinstirrunung der staatlichen Führungsschichten und der 
Arbeiterschaft auch in der nachstalinistischen Periode erhalten blieb, belegt das vom 
Insr;rut für Staat und Recbt der Akademie der Wissenschaft der UdSSR herausge­
gebene Standard-Werk zur Verfassungslheorie, in dem es im Blick auf die Gesell­
schaften Osteuropas heißt: »Der Sozialismus beseitigt die Unversöhnlichkeit 
zwischen den Interessen . .. des Staates und des Bürgers im sozial-klassenmäßigen 
Sinne. Die Wechselbeziehungen zwischen Persönlichkeit und Gesellschaft werden 
... von der Gemeinsamkeit der Interessen bestimmt. Für ihre Konfrontation gibt es 
,keine sozial-klassenmäßigen oder politischen Grundlagen. ,, ' Wer sich dieser Vorstel­
lung nicht unterwirft, muß damit rechnen, das Etikett »antisozialistisch« angeheftet 
zu bekommen, denn der Wahrnehmungshorizont des Systems der UdSSR wird 
davon bestimmt, Sozialismus mit der Verstaatlichung der Produktionsmittel in der 

~ Der Tex, bruien ruch, Ilrunillclbar .uf polnischen Quellen, sondern aue der Auswenung d(lllSChspra­
ehiger Literatur. 

J J. W. Stilin, Rechcn$chah.lbcrichl an den XVIII. P:meiug über die Arb.i, des ZK der KPdSU (8), io : 
Schrillen zur Ideologie der Burokl'2lisicTUng, I"'g. von G. HiUmwn, Reinb.k '970, S. 101. 

1 Marxistische SI"'''5' und Rechl.Slheorie ßd. ) ' D~r so~i31i,tische S"ar, Köln '975 (Mosluu 197') ' S. 
198. 

https://doi.org/10.5771/0023-4834-1980-4-403 - Generiert durch IP 216.73.217.52, am 29.04.2026, 08:32:25. © Urheberrechtlich geschützter Inhalt. Ohne gesonderte
Erlaubnis ist jede urheberrechtliche Nutzung untersagt, insbesondere die Nutzung des Inhalts im Zusammenhang mit, für oder in KI-Systemen, KI-Modellen oder Generativen Sprachmodellen.

https://doi.org/10.5771%2F0023-4834-1980-4-403


Form der originären politisch-ökonomischen Emscheidungsgewalt des Staatsappa­
rats zu identifizieren : so daß - in einer grotesken Paradoxie - Ansätze zur 
gesellschaftlichen, also demokratischen Aneignung der Produktionsmittel durch die 
Produzemenklassen zur antisozia/istischen Häresie werden müssen. 
Unter der Voraussetzung, d:aß mit der übernahme der Produktionsmittel durch den 
Staat strukturelle soziale KonJlikte nicht mehr auftreten können, sind Grundrechte 
als Garantien von Gegenmachr gegenüber den ökonomisch-politischen Leitungsin­
stanzen begriffsnotwendig ausgeschlossen. Im »real~ existierenden Sozialismus 
sowjetischer Prägung sind vielmehr, heißt es im Lehrbuch des Staarsrechts der DDR, 
die Grundrechte »nicht mehr Mittel der Selbsrbe.hauptung des einzelnen ... 
gegenüber einem ihn unterdrückenden Staat., sie werden umgekehrt zu Werkzeugen 
der staaclichen Leistungscätigkeit: .Die sozialistischen Grundrechte und Grund­
pflichten sind staatliche Instrumente, um die sozialistische Einheit von Staat und 
Bürger bewußt herzustellcn,~ I Wenn dies so iSl, verwundert es nicht, daß auch in 
PoJen Streiks, die einen Interessengegensatz zwischen der Arbeiterschaft und den 
betrieblichen und politischen Leitungsinstanzen hervortreten lassen, verboten und 
mit Sanktionen versehen waren,' weil anders die staatlich verfügte soziale Harmonie 
nicht gesichert werden konnte . 
Bis zum Sieg des Slalinismus Ende der loer Jahre war auch in der Sowjecunion der 
Mythos der Interessenidenticät von Staatsapparat und Arbeiterklasse trotz der 
Prärogative der l'arteiführung noch nicht ausgebildet. Selbst in der Zeit nach '921, in 
der der Versuch. der ArbeiteropposiLion, die Verwaltung der Produktionsmittel der 
gewerkschaftlich organisierten Arbeiterschaft zu übertragen, am Widerstand der 
Partei der Bolschewik.i gescheitert war, behielten die Gewerkschaften ein begrenztes 
Maß an Gegenmacht gegenüber dem das Staatseigentum dirigierenden Parteiapparat. 
Auf Grund der kommerziellen Orientierung der Staacsbetriebe sei, hieß es in einem 
Beschluß des ZK der Kommunistischen Partei der UdSSR vom 12. Januar 1922, "ein 
gewisser ImeressengegenS3tZ zwischen der Arbeiterklasse und den leitenden Direk­
toren der Staacsbetriebe oder deren übergeordneten Behörden unausbleiblich«! . So 
war es nicht inkonsequent, daß die Gewerkschaften, obgleich auf der einen Seite 
»Mitarbeiter~ de( Staacsmacht, zugleich die Interessen der Arbeiter vertreten soUten.' 
Dies schJoß, was vielfach nicht bekannt ist, unter bestimmten Voraussetzungen das 
Recht auf Streik ein: Er sei - »ausschließlich~ - gerechtfertigt ~durch bürokratische 
Auswücbse des proletarischen Staates«7, Allerdings wurde der bis etwa 1928 
existierende Freiraum der Gewerkschaften gegenüber dem Staatsapparat, der bis zu 

J Mmuslisch·lcninistischc Staat!· und Rechl5theorie. Leh.rhuch, l . Auf!. BediniDDR '97), S. 260. 

4 Vg!. die Art. 12,64 und 65 dts poln ischen Arbeio:sge.setzbuchs: .Der Betrieb Iunn Arbeil$venräg. ohne 
Kiindigung auflose" . .. im Falle ... (des) Verhssen(sJ der Arbeit ohne Ent.schuldigung. (An. 51 § I); 
.D:>.I Vcrwsen dc, Arbei, dureh den Arbeiter verursleh, d"" Erlöschen des Arbcitsvcnr.ge •• (An. 64 
~ ')i .FÜr Verlassen der Arbeit wird gehllten eigenmächtiges Sich-Emziehen des Arbeiu:rs von dem 
Vollzug der Arbeit « (An. 65 § I). (Die Übersetzung ~erdank. ich Paul D. G,wron.) Moddl für diese 
Regelung ist offcnbu d,S sowjeli5Chc ArbcitsrKhI. In dem oflizielJen L:hrbueh: Sowj«isches Arbeits· 
recht, Köln '974 (Mosbu (971)heißt es im Blick auf den Cbauk,erder Arbeicsverh;:lmi= in den :lJ1d<ren 
L;u,d.rn dos ",,,,Ieo- Sozia.lismus: .Zwi:IChen den Tcilnehmern 1n Arbeitsrechtsverhal",issen gib, es 
keine amagonisci5Chen Wid.rspniel.le. (S . '7 1.). Seh!äg, man im IU,giSler nach, '0 51ehl dort unter d<m 
Stichwort $trcikrcch, lapid:u: "in bpi.alistischcn Stmen- (S. 47}). Hienn ",jrd deuL~ch, wie akNeH die 
FestStellung Wol{g=g Abcndroths in einem die positiven Resultate des '0. Poneilags d.r KPdSU 
wilrdigtnden Anikd .us dem Jahre '956 geblieben ist: Als eine Schranke der En15ulinisienmg 
bezeichneu: Abcndroth die T ... oche, daß .. das Streikrechl noch nicht wieder hergcsteUt (ist) .• W. 
Abendroth. Das Ende des S,:Jin;smus, in: ders., Anugonisuseht Gesellschaft und politische Demokf'1tic, 
1. Auf!. Neuwied '972, S. 66. 

S W. r. unin, Ober die Rolle und die Au{g~ben der Gewerkschaften unler den Verhöltnis""n der Neuen 
ökonomisch.n Poli,ik, in: den .• Ausgewilihc Werke. Bd . 11( . BerlinI DDR, 1970, S. 745 I. 

6 Ebd" S. 749. S. 75>. 
7 E.bd ., S. 747· 
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einem gewissen Grade, wenn auch selten in Form von Streiks, genutzt wurde, 
dadurch immer mehr eingeschränkt, daß die hauptamtlichen Funktionäre der 
Gewerkschaften langjährige Mitglieder der Panei sein mußten und für deren 
ökonomische Ziele auch gegen die Arbeiterschaft in Pflicht genommen werden 
konnten.! 
Die Kampfformen und die Strategie der Streikbewegung in Polen vom August 1980 
hoben sich auf charakc.eristische Weise von den in der sowjetischen Gewerkschafts­
geschichte entstandenen AufgabensteIlungen der Gewerkschaften ab. Sie richteten 
sich weder auf die übernahme der Produktionsmittel durch die Arbeiterschaft, wie es 
einst die Arbeiteropposition gefordert hatte, noch auf die Wiederbelebung der 
Zwitterstellung der Gewerkschaften als Interessenvertretung des Staates und der 
Produzentenklasse. Der Streik der Danziger Arbeiter für Koalirionsfreiheit zielte auf 
die Konstituie.rung se!bscorganisierter, von der öffentlichen Gewalt verbürgter 
Gegenmacht auf der Basis und unter Anerkennung struktureller Interessengegensät­
ze zwischen der Arbeiterschaft und denjenigen Gruppen, die die Verfügungsgewalt 
über die ProduhionsmitteJ mittels der Staatsmaschine monopolisiert hatten. Es sieht 
so aus, als könne damit - thesenhalr gesprochen - ein System der Zwischenlage 
entstehen, in dem die ökonomische Entscheidungskomperenz des Staatsapparats 
durch rechtlich fixierte Kontrollpositionen der Arbeiterschaft beschränkt und 
verändert wird . 

Il. ökonomische und politische Ursachen für den KLLmpf um Koa/itionsfreiheit 

Der Kampf der polnischen Arbeiter für Koalicionsfreihe.it war bedingt durch die 
andauernde ökonomische Krise, deren Kosten weitgehend von der Arbeiterschaft zu 
tragen waren, ohne daß ihr insticutionelle Möglichkeiten zur Verteidigung und 
Formulierung ihrer sozialen Lebensimeressen zur Verfügung standen . Ausgelöst 
wurden die Streiks in den verschiedensten Städten Polens dadu(ch, daß am J. Juli 
1980 die Preise von Grundnahrungsmitteln, besonders von Fleisch, von der 
Regierung erhöht wurden. Die Pointe der vom Staat verfügten Verteuerung der 
Lebenshaltung war, daß erhebliche Mengen des Fleischkoncingents in sogenannte 
Kommerzläden umgelenkt wurden, in denen die Preise um 40 bis 60% höher lagen als 
in den normalen Geschäften.9 

Die Krise auf dem Kon.sumsekwr resultierte aus einer Krise des staatlichen 
Planungssystems, in dem sich bürokratisch-autoritäre EntscheidungsstrUkturen und 
eine an den Privilegien der oberen Schichten orientierte Verfügung über das 
gesellschaftliche Mehrprodukt zu einem Geflecht von ökonomischen Negativ­
Faktoren zusarrunenzogen, welche die urunittelbaren Lebensbedürfnisse der unteren 
Schichten in den Hintergrund treten ließen. '0 Die von der Partei- und Staatsführung 
Anfang der 70er Jahre in Gang geseezte zweite Industrialisierungswelle, die 
treibhausartige Wachstumsraten mit sich brachte, hatte zu einer extremen Dispro­
ponionalität von Invesritions- und Konsumgütersektor geführt. In den 70er Jahren 

8 I. D.umher, Die sowje.ische Gewetksch:>f.cn. F12nkfun ,m M2in '9l>? (Oxlord '950), s. 9', s. 95 1., S. 
80. S. 100 I., S. 10~. 

9 Neue Zürcher Zeitung vom 5. 7. J 980 . 
• 0 H. Szlaj/er, Nachzuholendc Entwicklung un«:r den Bedingungen des We!tmark",,,: das Beispiel der 

polnischen Emwicklung, Pcobl~me des KlassmbmpIes. Zeitschtii, iü, politi"che Okonomit und 
sozialistische Po~tik H. 171r9T7. 5.7-'4 . Jm Ergcbnis ebenso W. M"rkiewicz, Sclu-eürdcr Abteilung für 
Gcscll"haitswisscnsch.ftCJl der Polnischen Akademie der Wis.'cnsch.hen, in der W."ch.ucr Zeirung 
Kultur. vom 11. 9. '98o. zit. nach Intem.tionale Presstschau, hr<g . VOm Wiene, Tagebuch, Nr. 446 vom 
1\·9· 19&0, S. J-5. 

https://doi.org/10.5771/0023-4834-1980-4-403 - Generiert durch IP 216.73.217.52, am 29.04.2026, 08:32:25. © Urheberrechtlich geschützter Inhalt. Ohne gesonderte
Erlaubnis ist jede urheberrechtliche Nutzung untersagt, insbesondere die Nutzung des Inhalts im Zusammenhang mit, für oder in KI-Systemen, KI-Modellen oder Generativen Sprachmodellen.

https://doi.org/10.5771%2F0023-4834-1980-4-403


stieg die Kaufkrah der Bevölkerung um das dreifache, während der Ameil der 
Konsumgüter am Nationalprodukt niedriger war als zu Beginn der 70er Jahre." Die 
für die Bevölkerung nachteilige Entwicklung des Konsumgüterseklors beruhte zu 
einem erheblichen Teil auf dem wenig realistischen Kalkül der staatlichen Planer, 
durch Export hochwertiger Industrieprodukte der gerade aufgebauten und erweiter­
tell elektrotechnischen und chemischen Industrie die Auslandsschulclen begleichen 
zu können. Da diese Rechnung nicht nur wegen der ungünstigeren Weltmarktbe­
dingungen. sondern auch aus Gründen der wenig effektiven staatlichen Wirtschahs­
leitung nicht aufging. mußte der löwenameil des Devisen bringenden Exports in 
kapitalistische Länder durch traditionelle Güter, zu denen namem.J..ich landwirt­
schaftliche Produkte zählten. bestritten werden." 
Für die Lage der landwirrschah. deren Wachstumsratell in den 70er }Oihren sanken,'J 
so daß auch dadurch die Konsumbedürfnisse der Bevölkerung weniger befriedigt 
werden konnten, waren ebenfalls Planungsentscheidungen der öffentlichen Gewalt 
mitverantwortlich. Da der polnische Staat aus Furcht vor der »Bereicherung« der 
privaten landwinschafilichen Unternehmen eine durchgreifende Modernisierung 
scheute, er aber zugleich genossenschaftliche Organisation der Produktion wegen des 
zu erwartenden Widerstands der Bauern nicht Ins Auge zu fassen wagte, war die 
Stagnation der Landwirtschaft programmiert." 
Schlleßllch entwickelte sich der schon beschränkte Konsumgütersekcor auf Grund 
der Prioriütf.flserzungen des staatlichen Planungsapparats derart, daß die oberen 
Schichten begünstigt und die unteren Schichten benachteiligt wurden.'! Während 
Grundbedürfnisse (Wohnungen, Nahrungsmittel. Krankenhäuser) vielfach nur 
unzureichend befriedigt werden konneen. wurden Gegenstände des höheren Bedarfs 
(Autos, Tonbandgeräte etc.) angeboten, die sich nur bestimmte. mit höherem 
Einkommen ausgestallete Gruppen der technischen Intelligenz. und der oberen 
Staats- und Parteibürokratie. nicht aber die einfache Bevölkerung leisten konn­
ten.,6 

Eine explosive Situation war emstanden: Die unmittelbaren Lebensimeressen der 
Mehrheit der Bevölkerung und die von der staatlichen Führung festgelegten 
Verwendungen des gesellschaftlichell Mehrprod ukts waren au f keinen gemei nsamen 
Nenner mehr zu bringen. Für eine Austragung dieser Interessengegensätz.e gab es 
keine auf Dauer gestellten. rechtlich geschützten Garantien. vor allem der Koali­
tions/reiheit und der Meinungsfreiheit: ~Die Arbeiterklasse hat«. heißt es zusam­
menfassend in einer Denkschrift »Erfahrung und Zukunft«, die von kritischen 
Gruppen der Partei und der polnischen Intelligenz Anfang 1980 verbreitet wurde. 
»keine institutionellen Möglicllkeicen, ihre beruflichen, sozialen und ökonomischen 

I1 Zyeie Gospod.rcu vom '4. S. 1980. 2il. nach IDlernOlion,le Pre"rsch.u, hrsg. vom Wicner Tagebuch, 
Nr. 443 vom 18. S. '9&0, S.}. Vgl. .uch SI. Honon, Die .. Revolution auf Hof/cung. und ihr. Erg.bnisse­
Einige Bemerkungen zur gegenw:irtigen Situ!!ion Jn Polen, Probleme des Kl=enbmpfes . 2.:itschrih rur 
politisclle ökonomie und sozi'~Sli!ch. Politik, H. qIr977, S. '7. 

I ~ H. Su.jftr, '. >.0., S .• 611. m. w. Nachw. 
I} Ebd., S. 19 i. 
'4 Ebd. 
'5 Ebd., S. 21 f. An einigen, auS unverdächtigen Quellen st:unmenden journalistischen Beobachtungen lößt 

sich d ... Phiinomtn sozialer Ungleichheit in Polen veranschaulichen. ln der L 'Unita vom ZI. 2. 1980. der 
Panei2eilung der KPI. wird von folgender Bemerkung eines Funktionirs der polnischen Arbcilerparte; 
3m Rande des suade I.ufenden Paneiugs beriehlt!: .Be; uns gib, eS schon wieder Millionäre. Die Lohn· 
und Geh.hsunt."chiede sind exzeloSiv und aUe wissen d., ... (Zil. n~eh Intem2lion.l. PresSCSChlO. 
>. l. 0., Nr. 4~} VOm 28. 2. '98o, S. 71.) Da, gleiche Phä.nomen bc<clveibt ein Arbeiter .us Opale in du 
Warsch.uer Wochenzeitung Poly,ib vom 1 . , . t9€0: .Aus dem Auto für dtn Arbeiter wie mich ist ein 
AUla für Direkto"n, Gemiosekönige und andere Reiche geworden.~ (Zit . nach Internationak Pres,e­
seh.u, •. a. 0 ., Nr. 420 vom 7. 2. '980, S. 9) 

16 H. Szlo;f:l1 ••. l. 0., S. 1I f. Vgl. auch SI. Horton, , .•. 0 ., S. l8. 
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Interessen zu vertreten und zu verteidigen . ~" Damit wurde eine gewissermaßen 
Jempathologische Entscheidungmruktur der Führungsinstanzen bezeichnet, die es 
unmöglich machte, daß die Lebensbedürlnisse der Arbeiterschah wahrgenommen 
und für die politisch-ökonomischen Richrungsbescimmungen institutionell relevant 
werden konnten. Den so erzeugten Abgrund zwischen der Regierung und den 
unmittelbaren Produzenten konnte man förmlich sehen, als die streikenden Arbeiter 
in Danzig den ersten Reden des Ministerpräsidenten Babiuch und des Parteichefs 
Gierek mit Ablehnung, Desinteresse und Verachtung begegneten. ,I Im Rahmen des 
gegebenen HerrschaftS- und Verfassungssystems konnte eine an die Wurzeln 
gehende Bewältigung der aufgehäuften sozialen Konflikce ohne Gewaltanwendung 
kaum gelingen. 

J 11. Streik für Koalitionsfreiheit 

Die Arbeiter von Danzig, die den ökonomischen Streiks der vorangegangenen 
Wochen eine neue Dimension durch die Forderung nach Koalitionsfreiheit und 
Meinungsfreiheit gaben, bracheen die im Anweisungs- und Interpretationsmonopol 
der Parteiführung stillgestellte Wechselbeziehung von Regierenden und Regierten 
wieder in Bewegung. Der innere Zusammenhang der Forderungen nach gewerk­
schaftlicher Organisacionsfreiheil und politischen Kommunikationsredllen bestand 
darin, die vom Staatsapparat monopolisierten allgemeinen Angelegenheiten in die 
Sphäre ihrer gesellschaftlichen Konstituierung zurückzuholen - mit dem Ziel, die 
fundamentalen Entscheidungen der öffenclichen Gewalt über die Verwendung des 
gesellschafdich erzeugten Mehrprodukts und die hieraus sich ergebenden Konse­
quenzen für die Lohnrate, für das Verhältnis von Akkumulation und Konsumtion 
etc. auf der Ebene öffentlicher Auseinandersetzung ulld sozialer Partizipation 
anzusiedeln. ,~ 

Von diesem Ziel waren schon die Methoden des Streiks geprägt. Indem die Arbeiter 
die Betriehe für die Dauer des Streiks besetzt hielten, machten sie deutlich, daß sie 
anders als bei den Aufständen und Eruptionen gegen die Einrichtungen der Partei und 
des Staates in Danzig und Stettin [97°'° und in Radom und Ursus 1976" die 
öffentliche Gewalt nicht frontal angreifen, sondem die Regierungsorgane dazu 
zwingen wollten. ihre außerhalb des staatlichen Funktionsbereichs stehenden. 
se1bstorganisieneo Venretungsorgane als insututioneUe Gegenmacht anzuerkennen. 
Auch legitimarorisch war die z.ejcweilige Inbesitznahme der Produktionsmittel 
wohlgezielt ; Sie brachte die offizielle Ideologie der Staats- und Berriehsherren, 
derzufolge sich die Produktionsmittel in den Händen der Arbeiterklasse befinden. in 
die schwierige Lage, die vorgeblichen Subjekre des Sozialismus als Gegner vorzufin­
den. Es war kein Wunder. daß sich die Regierung sträubte, mit dem überbetrieblichen 
Streikkomitee zu verhandeln und noch am 20. August '980 von einer »ancisoziali-

17 Die uil vom ll . 8. 1980 (Auszug aU5 der 7S Seiten umfassenden Analyse der Funktionsprobkme der 
polni~chcn Gcsdlscllllc). ln die gl.iche Rich"'ng wie die Gruppe -Eriabrung Wld Zukunft< 2ie11e <.in, 
SleUungnahmc ehemaliger hoher polnischer Spirzenfunktionue, die im Ok.obor '977 verf.ßt ~rde: 
abgedruckl in Der Spiegel Nr. );'978 S. 94"97. Vgl. d12U die grundlegende Arbei. VOn W. ßrus, 
$ozi.li,i~"Jn8 und poliri<ch~ Sysrem, F<onkfurt "'" M~n '17S, in.h., S. 1')0 H . 

• 8 Frankfuner Allgemeine Zcirung vom 18. S. 1?80, F(';U)kfuner RundschlU vorn 10.8. 1980. 
19 Zur (mögliehen) Funl<tionsver.inderung von Freiheitsrechten in eine", System mit ölfen.lichem Eigentum 

an den ProdukÖODsmiueln vgl. J. PereI., Meinung!lreihtil als flcm<nt des So~ial;,mu" Frankfuner He!Ie 
H. 71r979, S. 10 U. 

10 Vgl. Arcbiv der Gcgcnwan. \970, S .• l?f 1 H. 
11 Vgl.dic Berichtedrs Komitoes 2ur Verteidigung der Acbeltee (KOR), DerSpiegd Nr . 'I7/1976,S. 17\-'SS, 

Nr. 481r976. S. ,61-.66, Nr. 491r976, S. 161-'74. 
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nischen« Politisierung der Forderungen der überbetrieblichen Streikkomitees 
sprach." Denn die Aufnahme von Verhandlungen mit dem überbccrieblicheo 
Streikkomitee war gleichbedeutend mit der Anerkennung einer gewerkschaftlich 
organisierten ökonomischen Gegenpartei, die den über die staatlichen .Produktions­
minel Disponierenden gegenübertreten konnte . Für diese lnstitutionalisierung von 
Konfliktbeziehungen bildete gewiß die große, bis dahin in Osteuropa (mit Ausnahme 
der Zeit des Prager Frühlings) einmalige Diskussion zwischen den streikenden 
Arbeitern von Scettln vom 24. Januar 1971 mit dem polnischen Parteichef Gierek das 
Vorbild.') Dennoch hatte sich 10 Jahre später die Szene gründlich verändert. Es 
wurde nicht ein punktueller, ohne verbindliche schriftliche Vereinbarungen abge­
schlossener Kontakt mit der Spitze des StaatsapparatS geknüpft, sondern festgefügte 
Vertragsparteien traten sich gegenüber. War mit der Aufnahme der Verhandlungen 
auf der Danziger Werfr bereits ein Stück Koalitionsfreiheit erkämpft, so galt dies auch 
für die Meinungsfreiheit. Daß die Verhandlungen auf Verlangen des überbeuiebli­
ehen Streikkomitees zu den Arbeitern übertragen und sogar zeitweise im Dan1.iger 
Rundfunk live gesendet wurden - dabei blieb die Regierung von harten Anklagen 
nicbt verschont -, " bewirkte, daß der Konflikt zwischen der Regierung und den 
unITIiC!e1baren Produzenten aus der Geheimsphäre verselbständigter HerrschaftseIi­
ren und deren Encscheidungsfindung auf den Boden demokratischer Offenclichkeit 
zurückgeholt wurde. Die kritische Funktion der Offendichkeit wurde durch die von 
der polnischen Regierung - gewiß auch wegen der Stärke der Streikbewegung -
ungehinderte Berichterstattung in den westl.ichen Medien noch gesreigert.'l Daran 
konnten auch die gespenstischen, rechtskonservativen Optionen für die Interessen 
der Arbeiter nichts ändern.'6 
Bei den Verhandlungen formierten sich auf der unbestrittenen Grundlage des 
öffentlichen Eigentums an den Produktionsmitteln in GeStalt der Vertreter der 
Regierung und des überbetrieblichen Streikkomitees unterschiedliche Prinzipien der 
Organisation des ökonomischen Lebens. In der am meisten umkämpften Frage, der 
Funktion der Koalitionsfreiheit gegenüber dem ökonomisch-politischen Lenkungs­
monopol des Staatsapparats, waren die Positionen weit voneinander entfernt. 
In den ersten beiden Punkren des 21 Forderungen umfassenden Katalogs des 
überbetrieblichen Streikkomitees von Danzig hieß es: 

)' 1. Anerkennung von freien, von der Partei und den Arbeitgebern unabhängigen Gewerkschaf­
ten, wie sie der von Polen ratifizierten KOlwenrion Nummer 87 der Internationalen 
ArbeiLSorganisation zur GcwerkschaltSfreiheir entsprechen. 

H Franklurt~ Rund,eb~u vom 21. 8. r980. 
1j Vgl. Archivdtr Gegenwart '97' , S. 162191. Volut:':ndig~bgedruckt ist die Diskussion zwi,chen Gierfk 

und dec Strcikvcrsammlung d~r Slcruner Werft in dem BInd: Rot< Fahn~n iiber Polen, München t97" Zur 
Analyse dieser Diskussion im Zus::\mmrnha.ng mit der L.ge Polens vgl. R. Ros~d2. Gierck und die 
polnischen Arbeiter, Ln: dies ., übtr di~ Dialekr,k von Kontinuit.:il und Bruch, Fra.nklun ~m Main 1975, S. 
'97-'3' · 

'4 F",u Walentinowic7.. Mitglied des überbetrieblichen S",ikkomil(CS, .. hildect. dem VechwdJungsleitcc 
dn Rogierung an<ch.ulieh den ZusammenhJng zwischon fehlenden Rechugarantien und ökotlomlschrm 
Allsgelidemein: .Die Bestimmungen erlauben, d.ß jwemllJlJl ohne Prouß lür 4& Srunden eingespem 
wird. Dann setzt man ihn ohne cin Wort der Entschuldigung wieder .ul f,,-ien fuß •• bcr der Betroffene 
lindet keine Arbei«ste.Ue mehr; denn er hat eine Eintragung im PerwM . .l.u, wei, .• Fr:onkJurter Rundschau 
vom I. ,. 1980. 

'S Vgl. Der Spiegel Nr. .Hh,80, S. 9911.; vgl. .uch die lür die polnis<:hc Streikbewcgung optierende 
Beriehters"lrung der Zeirungen dec kommunistischen Pln~ien haliens und Spanien<: lntecnalionale 
Presseschau, A. a. 0., Nr. 443 vom 18. 8. '98o, S. 1 f. und Nr. 444 vom, I. 9. '98o, $. 4 H. 

16 Fram: Josef Str:luß, um nur die ffilrhIllcsr. Figur 7.U c,.".,ähnen, setzte sich sogleich für die Forderungen 
der Streikenden - irubcsondere für die Griindul\g fre ier Gewerkschaften, die Aufhebung der Zensur und 
die FreilASSung aller politischen Gcfangeneo - ein (Frankiurtc, Allgemeine Zeirung vom t? 8. '980). Daß 
Strauß diese Forderungrn der die Priv>t ",irtsch,1! schiu:undcn Diktarur in Chile nich, pr."enlien. 
versteh I sich. 
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2. Garantie des Rechts auf Streik sowie die Sicherhe.it der Streikenden und der sie unterStüt­
zenden Personen .• ') 

Eine derartige Garantie der Koatitionsfreiheit mußte die quasi-absolutistische 
Bestimmungsmacht des Staatsapparats über die Wirrschaft - die Subsranz. des 
»realen« Soz.ialismus - und damit auch die Ideologie der Interessenübereinsrimmung 
von Staae und Arbeiterschaft, die mit dem Theorem der durch die offiziellen 
Gewerkschaften verbürgten Einheit der Arbeiterklasse ausgedrückt wird, strukturell 
verändern. Es konnte daher nicht verwundern, daß die Parteiführung die Konstitu­
ierung außerstaawcher Veto-Positionen der Produzeetenklasse ablehnte. Das Par­
teiorgan »Tribuna Ludu« markierte unmißverständlich die Gegenposition: 

"Die Forderung n~ch der Gründung von Konkurrenz.organisationen im Schoß der Gewerk­
schaftsbewegung beabsichtigt ein Auseinanderschlagen der Einheit der polnischen Arbeiter­
schaft. Sie strebt nach der Entwicklung von inneren Kampfen .. . und Anarchisierung des 
geseUschaftlichen Lebens. Das können wir ruchl zulasscn.,," 

Freie Gewerkschaften seien »annsozialistische Brückenköpfe- : 

.. Das Posrulat der Schaffung sogenannter freier Gewerkschaften ist ... von oppositionellen 
Aktivisten in den Vordergrund geruckc worden, um im Bereich einer solchen Organisation 
politische Ahivir.ät zu entwickeln, die gegen die sozialistische Gesellschaftsordnung gerichtet 
)st."J 9 

Ungeachtet dessen versuchee die Parteiführung unter dem Druck der Srreikbewegung 
in der Gewerkschaftsfrage eine Linie für einen Kompromiß. Sie bot die Garantie des 
Streikrechts an und versprach die fundamentale Demokratisierung der bisherigen 
sraatlich dirigierten Gewerkschaften, die insbesondere durch freie Kandidatenauf­
stellung und geheime Wahlen gesichert werden solhe.)O Doch die Erfahrungen der 
proletarischen Gegenspieler der Regierung mit den überkommenen Gewerkschaften 
waren derart, daß sie sich nicht mit einer Reform dieser Insti(Utionen begnügen 
wollten . In den Äußerungen von drei Arbeitern trat diese Erfahrung draseisch zu 
Tage: 

.Die Belriebsr3te werden praktisch - nicht nur bei uns, sondern fast überall - uneer dem 
Gesichtspunkt gewählt, wen die Direktion oder die Paneiorganisation vorgeschlagen hat. Die 
Kandidaten wählt man vor allem unter dem GesichtSpunkt aus, ob sie brav, nachgiebig und ohne 
WidcNpruch sind ... Was die Betriebsrätc anbetrifft, so i,[ es in der Tal so, daß sie in die Rolle 
eines Fuhrunternehmens von Kartoffeln und Zwiebeln hineingebracht wurden. Man kann nicht 
sagen, daß sie nicht auch viele Dinge anfassen und weiterleiten, die mit unserc.n Arbcitsbedin­
gungen zusammenhängen . Aber daraus hat sich bisher immer nur Scheiße crgeben. " (Ein 
Drucker in der Zeirung Zycie Warszawy, Fr.lnkfuner Rundschau vom 30. 8. t980) 
"Wir diskutieren und diskutieren, aber die wirklichen Entscheidungen werden VOn denen da 
oben getroffen. Wir haben lange genug gegen Mauern angeredet.. (Ein Arbeiter der 
Zwierc7.wki-Fabrik in der Abendzeitung Express Wiercony, Die Zeit, 29. S. 1980) 
. Ich bin der Meinung, die freien Gewerkschaften müssen kommen. Die Gespräche, das ist ja gar 
nichts . Die wollen ja was anderes erreichen. Sie wollen diese Scruktur erhalten, um die wir nicht 
gekämpft haben ... Was habe ich davon, daß die Personen ausgewechselt wurden? Jetzt gibt es 
keinen Babiuch mchr, dafür gibt es einen Pinkowski, das gibt uns nichtS . Es fehlen uns die freien 
Gewerkschaften, damit sie Kontrolle ausüben. Ich kann mir keine Villa für 20 Millionen Zloty 
leisten, es gibt aber Leute, die das können. Ich habe vier Wände und zu essen und sonSt - ich habe 
ein Kind, wenn ich ihm ein Fahrrad k2ufcn will, muß ich 600 Zloty bezahlen. Ich bin nicht in der 

l7 Frankfurter Rundschau vom '7. S. 1980. 
,S Frwklurter Rondschou vom 29· S. 1980. 
29 Frankfurter Allgemeine Zeitung vom I} . 8. 1980. 
JO S. die ,weite w'hrend d ... Sozi.lkonl~k" g.h:>llcne Rede des damaligen Pm,iehel, Gierrk vom 

'I . B. '98o, vollsündig .bgedruckt in: Fr.mkluner Allgemeinc Zcirung vom 26. 8. '980; einen Tag n.cl. 
dieser Rede kundigt. der VerhandJongsJtiter der )legierung in Danzig, Jagjdski, die G",.nlic des 
SO'eikrecb15 an (Frwkluncr Rundschau vom '7. 8. 1980). 
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Lage, mir so etw:!s zu leiSlen.« (Ein Arbeiter der Lenin-Werfe in D:mzig in einem lnterview mit 
Gümer Schubert vom Zweiten Deutschen Fernsehen, gesendel am 26. 8. 1.980) 

Die Einschätzung der alten Gewerkschaften beruhte auch auf Erfahrungen der 
Arbeiterschaft mit den Krisenlösungsformen des p:meibürokutischen Leitungssy­
stems: Die Führung gestand in den Auseinandersetzungen von 1956 und 1970/71 
jeweils ein, daß sich eine Kluft z.wischen ihr und der Arbeiterklasse gebildet habe. Um 
das Vertrauen der Arbeiterklasse wiederzuerwerben, wurden Personen in den 
Lenkungsfunköonen ausgewechselt und einschneidende Refonnen, besonders der 
Gewerkschaftsorganisation, versprochenY Aber der autoritär-bürokratische Funk­
tionskreislauf blieb, ungeachtet temporärer Alternativen wie der ArbeiceITäte von 
'956/57, kraft des institutionellen übergewichts des staatlichen Führungsapparats 
intakt.!' 
Diese Erfahrungen brachten die Streikenden, von denen einzelne Führer wie Walesa 
und Walentinowicz schon 1978 ein Komitee für die Bildung freier Gewerkschaften 
gegründet hauen)), zu der Erkenmnis, daß sie nur in selbscorganisienen, durch 
Koalitionsfreiheit vor staatlicher Bevonnundung geschützten Gewerkschaften Aus­
sicht haben, ihre auf die Erhaltung und Verbesserung ihres ökonomischen und 
sozialen Lebensniveaus gerichteten Interessen gegenüber der wirtschaftlichen Lei­
tungsbürokratie zu vertreten. Von der staatlichen Gegenseite wurde ihnen diese 
Einsicht fönnlich aufgeherrscht. Es war ein Beispiel für die selbstdestrllktive 
Dialektik von Herrschaftsverhälmissen, daß die staat/ichen Betriebsleiter mit der 
Entlassung von Anna Walentinowicz den Arbeitern der Danziger-Werft ein 
Stichwort für ihren Streik - nämlich Wiedereinstellung der Kranführerin -lidertenl4 

und damit den Anlaß für ein Umschlagen des ökonomischen Streiks in einen 
politischen ungewollt herbeiführten. 
Daß es trotz der fundamencal entgegengesetzten Ausgangspunkte von Regierung und 
überbetrieblichem Streikkomitee zu einer Einigung in der Gewerkschaftsfrage kam, 
beruhee auf mehreren - im folgenden gewiß nicht vollständig erlaßten - Faktoren . Die 
Streikbewegung hatte das bisherige Regierungssystem geschwächt. Was Bahro als das 
Charakteristikum des "realen" Sozialismus bezeichnet hat, daß die Gesellschaft 
eigemumslos ihrer Staatsmaschine gegenübersteht,)' war durch die Aktionsformen 
der Arbeiterschaft umgekehrt worden. Die Staatsmaschine scand, nachdem die 
Streiks auf weitere Industriezentren Polens übergriffen, zeitweise eigentumslos ihrer 
Arbe.iterschaft gegenüber. Daß das Danziger Leirungskomitee in dieser Situacion für 
ein begrenztes Ziel, die vertragsmäßige Anerkennung von autonomen Komrollpo­
sitionen gegenüber dem Staatlichen Wirtschaftsapparat, nicht aber für eine unter den 
gegebenen Bedingungen abstrakt-utopische Forderung nach übemahme der Pro­
duktionsmittel durch Arbeiterräre eintrat, machte die Stärke der Streikbewegung aus. 
Ihr Zusammenhalt gegenüber der öffentlichen Gewalt wurde durch die Identifikation 

J' Vgl. F. Feilö, Die Ge,chichte der Volksdemokratien, Bd. 11. Gru '97>. S. ! H 11. und die progt1rnm.­
tische. am >0. 10. '956 gehahene Rede von W. Gomulka über die Aufgaben der Enm .• linisierung in Poleo : 
Archiv der Gegccwm 1956, S. 6047-6054: ~ur geplullen Gcwcrkschahsrelorm von 1956 ''&1. Archiv der 
Gcgenw:u-r '956, S. 6u8. Die personcUen Änderung,,,, und Rdonnvet,prceh~n von '970/7' sind 
dokumentiert in: Arehiv der Gegenw.rt t956. S. 159S4 H .. Archiv dcr Gegcnw:m '97', S. 16118 H. 

F Zum Tatbe.umd vgI. die in Anm. 17 genannten An.llyscn. Zur inneren Logik des .uf der B.sis d .. 
SllllStigentums bürokr:nisicnell System, vgl. R. 8ahro, Die Allernative. Zur Kritik des real exi,tierenden 
SOli:tlismus, Köln '977. S. '4l->y6. Zur Gcwcrhchaftsgeschichte s. die außerordendich m.l.Cnalrcicbr 
Arbeit von eh. KI.ßmann, BeIri.bsr:lle, Gewerksch.fun und Arbci.erselb'lVerw:>.lrun,g in Polen, Vv. 
Manuskript. 

lJ Frankfurter Rundschau vom ,6.8. 1980; Der Spiegel Nr. }l/.,80. S. 8" Der Spiegel Nr. 361'980. S. 
')7. 

H FrankJuner Rundschau ebd. 
H R. Baro. a. a. 0 .. S. !2. 
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mit dem Katholizismus. aber auch mit dem Nationalismus - an sich durchaus 
widerspriichliche. auch bornierten und weniger aufgeklärten Zwecken dienstbar zu 
machende Mächte - sozusagen kulturell abgesetützt. Daß der Staatsapparat, dem im 
wesentlichen nur noch seine militärisch-sicherheitspolizeiliche Basis geblieben war, 
den Streik für Koalitionsfreiheit nicht gewalttätig auflöste. hing mit einer günstigen 
Konstellation außen- und innenpolitischer Bedingungen zusammen. Hierzu zählten 
das nach der Kompromitierung der UdSSR durch die Intervention in Afghanistan 
noch verstärkte polnische und sowjetische Interesse an der Fortführung der 
EmspannungspoLilik mit dem Westen. die den osteuropäischen Ländern nicht 
unwesentliche wirtschaftliche Voneile (Kredite. Industricinvescitionen) bietet. 
Innenpolitisch waren durch den Druck der streikenden Arbeiter Veränderungen in 
der personellen Zusammensetzung des Führungsapparats der Partei ausgelöst 
worden, die die Stellung der für eine Verhandlungslösung eintretenden Leirungs­
gruppen verstärktenY Diese Linie konnte sich in der Partei um so eher durchsetZen, 
aJs die Streikenden noch während der Verhandlungen ausdriickJich bekräftigt hatten, 
daß sie die Prärogative der Partei im Staatsapparat und damit die Arbeitergeberfunk­
tion der öffentlichen Gewalt anerkennen,l7 

111. Das Danziger Abkommen - rechtliche Kontrollpositionen der Arbeiterschaft 
im »realen« Sozialismus 

Das Abkommen von Danz.ig vom )1. August '98o, dessen [andesweite Geltung im 
Blick auf die Koalitionsfreiheit durch die führenden Parteiinstanz.en ausdrücklich 
bestätigt wurde,)1 war schon der Form nacb ein bemerkenswertes Dokument.)' Die 
durch das überbetriebliche Streikkomitee repräseotierte Arbeiterschaft der größten 
Werft Polens uod die Regierung erschienen als Kontrahenten, die ihre Be-t.iehungen 
durch einen juristisch ausgefeilten Vertrag einer verbindlichen Neubescimmung 
unterwarfen. Damit ist das autoritär-harmoruscische Modell, nach dem die führende 
RoUe der Partei die ökonomische SubjektsteIlung der Arbeiterklasse verbürgt und 
strukrurelle Konflikte mit dem Staatsapparat ausschließt, fönnJich aufgehoben. In 
seinen detaillierten Bestimmungen war das Abkommen eine Negativ-Bilanz der 
bisherigen ökonomisch-politischen Funktionsformen . Dieser Eindruck wurde 
dadurch verstärkt, daß in dem Abkommen jeweils wörtlich die Forderungen der 
Streikenden aufgeführt waren und anschließend das in den VerhandLungen erreichte 
Ergebnis protokolliert wurde. 
Das Abkommen von Danz.ig ist so erwas wie eine politische und soziale Magna 
Charta der Arbeiterschaft gegenüber der weiterbestehenden, selbständigen Leitungs­
funktion der Partei. Dieser Charakter des Abkommens kann sinnfällig an der 
gleichzeitigen Garantie des Streikrechts und der - wenn auch eingeschränkten -
Festschreibung der Zensur abgelesen werden . 

)6 Ausgew-chsdt werden irubesondcre der Planungs·. der Propaganda- und der Femsehehef (Frankfuner 
Rundschau vom 26. 8. t98e) . Die H.JIlmg des lusgeseltaheten Propagand"chefs zu den Arbeitern konnte 
daran abgelesen lYorden, <hß er die 2unichSl allein auf ökonomische Ziele gerichteten Slreik, von Anfang 
August t980 auf .mangelnde< Kbsscnb~wußtsein der Arbei"r. >.uniekführtc (Fr:>nkfurtcr Runds.:h.u 
vorn '4 . 8. '980). Es wu auff;l~g, daß nach der Au"ch3ltung des Propaganda-Chds, d.r oH.nhu ~uch 
die RoUe des obemen Z ..... sors spielt<. die AtLlck~n in den oHi>.ieUen Medien gegen .antiso>.i.ll,tisch •• 
Krih •. welche die Situll ion ausnutzten, eine zcitbng (o.st voU,(ändig verstummten (Frankfurter 
Allgemeine Zeirung vom 1j. 8. 1980). 

37 Fr:mkfurtcr Rundschau vom JO. S. 1980. 
J8 Fr-ankfurtcr Rundschau vom '0. 9· ,,80. 
19 VolI,,:.:ndig abgedruckt ist das Abkommen in der Fr~nkfurtcr Rundsch.u vom 6. 9. ,,80. In den meisten 

Zeitungen ist nur eine Kurzf,sSIIng verölfeDt~eht worden. in der wesentliche Detailbestimmungen, z. B. 
zur Änderuog des Gc!undheitsSj'Slcms. nich. enthaltcn sind. 
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Die Bestimmung über die Koalitionsfreiheit Jautet: 

"Für sinnvoll erachtet wird die Schaffung von neuen, sich selbst regierenden Gewerkschaften, 
die echte Repräsemanten der arbeitenden Klasse darstellen ... Die neuen Gewerkschaften ... 
haben nicht vor, die Rolle einer politischen Partei zu spielen. Sie stehen auf dem Boden des 
Prinzips, wonach die Produhionsminel gesellschaftliches Eigenrum sind ... In Anerkennung 
dessen, daß die PVAP die rührende Rolle im Staat ausübt und ohne das festgelcgre internationale 
Bündnissystem anzutasten, sind sie bestrebt, den Werktätigen entsprechende KontroJlmitteizu 
sichern, deren Mei nung auszusprechen und deren Imeressen zu verteidigen.« "Das Streikrechl 
wird im vorbereiteten Gesetz über die Gewerkschaften garantien..«" 

Welche Funktion kann die derart garantierte Koalitionsfreiheit im »realen" Sozialis­
mus Polens haben? Das Danziger Abkommen enthält bereits die Umrisse einer 
Anrwort: 

.Die neuen Gewerkschaften sollten die reale Möglichkeit besitzen, öffentlich die für Lebens· 
und Arbeitsbediogu ngen ausschlaggebenden SchJüsseientscheidungen "ZU begurachten, die 
Verteilungsprinzipien aus dem Nationaleinkommen für die Konsumtion und für die Akkumu­
lation, die Aufreilung des gesellschaftlichen Konsumtionsfonds für verschiedene Zwecke 
(Gesundheits-, Bildungswesen und Kultur), die Grundprinz.ipien (ur die Entlohnung und die 
Richtlinien für die lohnpDlitik und ganz besonders die Prinzipien einer autornatiscben 
Lohnkorrektur bei inllat ioniire.n Verhältnissen, die lang[ ristigen Winschafrsplane, die Inve5ti­
tionsrichrungen und die Preisveränderungen.«·' 

Am materialen Teil des Abkommens, das die ersee Probe auf die Realisierung der 
Koalitionsfreiheit darstellt, wird die praktische Relevanz der neuen gewerkschaftli­
chen Aufgahenstellungen sichtbar ." Indem Lohnerhöhungen, eine drastische Reduk­
tion der die oberen Einkommensschichten begünstigenden Nachfragestruhur, vor 
allem aber Verschiebu ngen der Invest ilionsschwerpu nkre zugunsten der Versorgung 
mie LebensmitTeln, de.s Gesundheitssystems und des Wohnungsbaus festgelegt 
werden,') zeigt sich, daß die Koalitionsfreiheit eine Erweiterung ihrer Funktionen 
erfährt: Sie bezieht sich prinzipiell auf die Konstituierung des gesamtm sozialen 
Lebenszusammenhangs der Arbeiter. 4)' Insofern die ökonomischen Strukturent­
scheidungen des Staatsapparats gesellschaftlicher Einwirkung zugänglich werden, 
verschiebt sich das Kräfreverhälrnis zwischen den zentralen Lenkungsinstanzen und 
der Arbeiterschaft. Zu Recht spricht M. Rakowski, Chefredakteur der polnischen 
Wochenzeitung Polycika davon, daß die Arbeiterklasse eine weitaus souveränere 
Macht geworden sei." 
Eine klare Grenze ist dennoch sichtbar: Die Gewerkschaften haben im auffälligen 
Unterschied zur realen Mitentscheidungskompetenz des überbelrieblichen Streikko­
milees, die sich in den Ergebnissen des lohn-, sozial- und gesellschaftspolitischen 
Teils des Danziger Abkommens niederschlägt, weder für die gesamtgeseUschaftlichen 
Investitionsentscheidungen noch für die Fesdegung der Lohorate eine Bestimmungs­
macht. Die in den Händen der zentralen staatlichen Instanzen liegende wirtschaft-

40 Ebd. 
41 Ebd. 
4' Die in dem Danziger Abkommen oHen gelassene Frag~, ob die- neuen Gewerk.schafIen ~uch den Zugrill 

auf die von den bisherigen Gewe.rkschaiten verwllre!en Sozialleistungen (Darlehen. Url.ubsvcrsorgung, 
Ren,en c!C.) erl,ahen, soll in dem ncuen Gcwcrkschahsgesctz so geregelt werden, daß die ".hen und die 
ncuen GewerkscheÜclJ in gkichb","ch,igtcr Weise Zugrifi auf die SoziaUclSrungeo haben. (Frmkfurtcr 
Allgem.eine ZcilUng vom '3.9. t9&o)' Vorbereitet wurde diese Entwicklung durch d"" lM D.nziger 
Abkomm"" an"c.h~.ß.nd. Abkommen VOn Kauowil7, in dem die Deuen Gewcrkschahen .uch die 
Verfügung über alk Sozialleistungen zugest.nden bckWlen (Frankfurter AUgcmein~ Zeitung vOm 

18.9. 1980). 
43 Fr<l.nkfuncr Rundschau vom 6. 9. '980. 
Ha Zu einer vergleichbaren Funhionserwei,e.rung der Ko:t!iliort5lreiheil im klp;.:>Jislischen lnluvemion,' 

,ta. vgl. V. M.ückenb~rger, Ocr Demons" ... tionsstreik, KJ J11980. S. ,6911. 
44 Die uil vom f· 9· '980. 
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liehe Entscheidungsgewalt wird nicht angetastet. Den Gewerkschaften steht, wie es in 
dem Abkommen ausdrücklich heißt, alle.in ein Begutachtungsrecht für die staatlichen 
Veneilungsprinz.ipien zu.· j Die Wirksamkeit dieses Recnts wird davon abhängen, 
welche Bedeutung die öffendiche Meinung für die z.enrralen staatlichen Planungs­
entscheidungen gewinnen kann. D:l die Gewerkschaften, wie in dem Abkommen 
festgelegt, ein "Sozial- und Berufsz.entrum« zur Erforschung der Existenzbedingun­
gen der Arbeiterschaft gründen können und sie ihre eigenen Publikationsorgane 
besitzen werden,·6 sind jedenfalls Voraussetzungen dafür gegeben, daß die Beschäf­
tigten ihre Interessen gegenüber dc.r ökonomischen DispositionsgewaJt artikulieren 
können . 
Allerdings besteht die Meinungsfreiheit, als wesendiche Komplementärgaranrie der 
Koalitionsfreiheit, nicht unbeschränkt. Hatte das überbetnebliche Streikkomitee die 
Garantie der »Freiheit des Wortes, des Druckes und der Publikation« und die 
Aufhebung der» Unterdrückung unabhängiger Zeitschriften~ geforden:7 so wird im 
Danziger Abkommen nicht von einer AbschaHung der Zensur gesprochen. Das 
Abkommen hat nur insofern eine Veränderung gebracht, als der Versuch gemacht 
wird. den Begriff der Zensur näher einzugrenzen. In dem Abkommen heißt es: 

.Die Zensur sollte die Interessen des St:tates schützen. Das heiße Schutz von Staals- und 
Wi rtSchafIsgeheimnissen, deren Umfang näher Iran Gesetzen. Fragen der Sicherheit des Staates 
und seiner wichtigen internationalen Interessen bestimmt werden ...• ,1 

Der Begriff des Staats- und Winschalcsgeheimnisses läßt eine weite Auslegung zu. 
Gehören z. B. die Inflationsrate. die Statistik über die Einkommen der verschiedenen 
Bevölkerungssch.ichten. die Austauschrelationen des Rates für Gegenseitige Wirt­
schaftshilfe zu den Staats- und Wirtschaftsgeheimnissen? Der Begriff des $taats- und 
Wimchaftsgeheimnisses enthält eine Rüchugsposition :zur Sicherung des Interpre­
tationsmonopols der Parteiführung. offenbar eingedenk der Erfahrungen mit dem 
Prager Frühling von 1968, wo die Aufhebung der Zensur das Tor zu einer rasanten 
Demokratisierung des öffentlichen Lebens aufstieß.'9 
Indessen muß auch diese Rückzugsposirion nicht eine starre Schranke bleiben, denn 
durch das ausdrücklich verbürgte Streikrecht erhält die Arbeiterschaft ein Druck­
mittel, mit dem sie ihre Auffassungen zu wirtschaftlichen Entscheidungen der 
öffentlichen Gewa!t sehr deutlich darzulegen vermag. Zugleich kann, als weitere 
Konsequenz der Garantie des Streik rechts. das Begurachtungsrecht der Gewerk­
schaften :zu einer tatsächlichen Verhandlungsmacht erstarken, wenn die unmittel­
baren Produzenten im Konflikcfalle die Arbeit niederlegen. 
Mit der Konstituierung des Koalitionsrechcs beginnt der »reale- Sozialismus in Polen 
eine andere Gestalt anzunehmen. Wenn die autoricäre staatliche Verfügung über den 
gesellschaftlichen Prozeß an einem strategischen Punkt durch die gewerkschaftliche 
Organisationsfre.iheit gleichsam von unten durchbrochen wird und damit nicht nur in 
der Industrie, sondero - wie abzusehen - auch im Bereich der Wissenschaft, der 
Kultur. der Schulen, der Landwirtschaft unabhängige Gewerkschaften entstehen,jO 
veränden sich das gesamte Beziehungsgefüge von sozialem Prozeß und politischer 
Entscheidungsebene. Es liegt in der Dynamik dieser Wechselbeziehung, daß auch die 

4 j Inzw;schen wird von der KOmm;S5;on zur VorbereilWlg des ",'uen Gewerksch:JlSgestlzes erwogen, mit 
Blick auf ökonomische fnLSchddungcn des Sl~'t~. c;n gewerkschaftliches Einspruchsrcchl vor~us.hen. 
d.s einen Suspcnsivcffekl b~ben solle. (Fr:anklurter Allgemeine Z,imng VOm 10. 9. 1980) 

46 Fr:ankfuner Rundschau vom 6. ,. t,&o. 
47 Frankfuner Rundschau vom l7. 8. '980. 
48 Frankfuner Rundseh'lI vom 6.,. 1980. 
49 V. Horsky. l'rag 196&. Syslemverändcrung und Sy"emveneidigung, Stullgan 197', S. j8 1., S. 7J f. 
jO Frankfuner Rllod.seh'lI vom I, . ,. '980; Fr.1J1.kluncr Allgemeine Zeilung vorn '1 . 9.1980. 
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Partei und die weiterexiscierenden Parreigewerkschaiten sich nicht einfach als fester 
autokratischer Block durchhalten können, sondern pcrsoneU und programmatisch in 
Richtung auf konfliktoffenere, gesellschaftliche Bedürfnisse nicht einfach abwehren­
de Strukturen in Bewegung geraten .p 

Die innen- und außenpolitischen Gefahren für die Stabilisierung der Koalitionsfrei­
heil in Polen bleiben bestehen. WirtSchaftlich ist die Lage durch die Schaffung 
sozialer KonIliklregeln nicht weniger schwierig geworden. Es ist nicht einfach 
Schwarzmalerei, wenn der neue Chef der staatlichen Planungsbehörde nach dem 
Abschluß des Danziger Abkommens erklärte, ob die durch die Erhöhung der Löhne, 
Renten und Sozialleistungen geschaffene Kaufkraft von zusätzlich 110 Milliarden 
Zlol}' durch mehr Konsum- und Dienstleistungen befriedigt werden könne, sei eine 
Frage von Sein oder Nichtsein." Außenpolitisch steht die Garantie der Koalitions­
freiheit in PoJen im Widerspruch zum Interesse der UdSSR, den Modellcharakter 
ihres Systems im Rahmen gewisser Varianten zu sichern, Das Koalitionsrecht 
erschien dem mächtigsten Nachbarn Polens so brisant, daß er in seiner Presse über 
den Kerngehal[ des Danziger Abkommens, die Gründung unabhängiger Gewerk­
schaf ten, Sri llsch weigen bewahrte ,1\ 

s' Als gewi.sses 'ndi~ hierfür mägen die Auswechselung voo P'r1cisckrctören, die die Enmehung der neuen 
GeQ/crkschvlCO behindenen. und die offi2ieUcn Koopcr:uions.ngebote on die neuen Gewerkschaften 
(FrankfurIer Allgemeine Zeilung vom 11.9. und "Dm 10. 9. 1980) gelten. Vgl. auch die sclbs.ksitischc, 
joscündige Dehme des Zentralkomitees der polnischen Arbeiterpanci vom 4.-6 . 10. ,,80, Frankfurter 
Rundschau vom 7. 10. ',980, Frankfurter Allgemeine Zeitung vorn .R. '0. 1,980. 

P F~k1uner Aligemtine Zeirung vom JO, 9. 1980. 

S3 FrankJuner Allgemeine Ze.tung vom 4· 9. 1980. 
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Sonderdrucke der 
»blätter des iz3w« 
• Die "blätter des informationszentrums dritte welt" 

• berichten über die Lage der 3. Welt, die Ursachen ihrer "Unterent­
wicklung" und über den Widerstand der unterdrückten Völker und 
Nationen 

• geben Aufschluß über den Zusammenhang zwischen der kapitalisti­
schen Wirtschaftsstruktur hier und dem Elend der Massen in der 
Dritten Welt 

Die THEMENSCHWERPUNKTE einzelner Nummern sind nun als 
preiswerte SONDERDRUCKE erhältlich . Diese Sonderdrucke sind vor 
allen Dingen für finanziell schwache Gruppen, Seminare, Schüler, Stu­
denten ect . gedacht. Die Sonderdrucke können im Unterricht, in 
Seminaren und in Dritte-Welt-Veranstaltungen Verwendung finden. 

FOlg,nd, sond"dr:~bl;" d .. 1,3w" ,Ind bl, imt "hiltli,h, 

TiieJ 1 (J" """"l' Elrrzelpreis 

• Welthandelskonferenz IV (1976): Veranderungen für die 
Drille Welt? 1,00 

• VR China : Modell für die Dritte Weil? 1,00 
• Frauen in der Drillen Welt (Broschüre) 1,00 
• Ägypten : Experimentierfeld für Technologische Großprojekte 0,50 
• Landwirtschaft in der Dritten Welt 

Teil I: Hunger aufgrund kapitalistischer Unterwerfung 1,00 
Teil 2: Strategien zur Überwindung des Hungers 1,00 

• [ndien: Ursachen und Formen des Elends der indischen 
Bauembevölkerung 1,00 

• Argentienien; Unterdriickung und Widerstand -
der politische Hintergrund der Fußballweltmeisterschaft 0,50 

• Energieversorgung der Drit ten Weil ) ,00 
• Chile-Faschismus im fünften Jahr 0,50 
• Mexiko: Elend der Bauern nacH 60 Jahren mexikanischer 

Revolution 1,00 
• Mosambik : Befreiung kommt nicht von alleine 1,00 
• Welthandelskonferenz V (UNC.T AD V) -

Entwicklung für wen? 0,50 
• Kolumbien: Geschichte, Arbeiterbewegung, 

wirtschaftliche Lage. 1,00 

Beste:":ungen bei: 
"blätter des jz3w" 
Postfach 5328. 7800 Freiburg 

Bel ne ste llungen unte, 
S.- DM biHe Briefmar· 
ken beil.gen' Für POTIO 

und Verpackung bille 

mmdcstens 1.- DM bOI­
rugen . 
Raball ror G.uppenbe· 
siellungell avf Anfrage . 
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